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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KN 183/98 U
Datum 10.04.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 KN 28/00 U
Datum 17.05.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom
10.04.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren keine
auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Anerkennung eines WirbelsÃ¤ulenschadens als Berufskrankheit.

Der am â�¦1945 geborene KlÃ¤ger wurde vom 01.09.1961 bis zum 31.08.1963 an
der Betriebsschule G â�¦ der SDAG Wismut zum Hauer ausgebildet. AnschlieÃ�end
war er in diesem Beruf neun Tage beim Bergbaubetrieb R â�¦ tÃ¤tig, wurde jedoch
vom 11.09.1963 â�� 14.05.1964 als Zimmerling unter Tage bei diesem Betrieb
eingesetzt, wobei diese TÃ¤tigkeit hinsichtlich der Arbeitsschwere dem Hauerberuf
durchaus vergleichbar ist. WÃ¤hrend die Beanspruchung des Halte- und
Bewegungsapparates bei diesen TÃ¤tigkeiten als Ã¼berdurchschnittlich einzustufen
ist, war sie bei der anschlieÃ�enden TÃ¤tigkeit als Kollektor Ã¼ber Tage insgesamt
durchschnittlich.
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Nach der Einberufung zur NVA zum 03.05.1965 traten schon im Februar 1966 so
gravierende Beschwerden im LWS-Bereich auf, dass der KlÃ¤ger als dauernd
dienstunfÃ¤hig vorzeitig aus der Armee entlassen wurde.

Gleichwohl arbeitete er anschlieÃ�end noch einmal vom 03.02.1967 bis 09.02.1967
in seinem erlernten Beruf als Hauer, wechselte jedoch zum 04.07.1967 zur
NickelhÃ¼tte S â�¦, wo er als HÃ¼ttenarbeiter SchÃ¼ttgut im Gewicht von ca. 20
kg etwa 20 mal pro Schicht vor dem KÃ¶rper zu transportieren hatte. Auch bei der
anschlieÃ�enden TÃ¤tigkeit als sogenannter "NaÃ�entstaubungswÃ¤rter" waren
Gewichte zu bewegen, und zwar sogar bis zu 50 kg. Diese TÃ¤tigkeit Ã¼bte der
KlÃ¤ger â�� wie auch die folgende TÃ¤tigkeit als "Fe-Ni-Ofenmann" fÃ¼r 13 Monate
aus, bei letzterer waren Lasten bis zu 15 kg zu transportieren. Vom 01.09.1968 bis
zum 31.01.1980 arbeitete der KlÃ¤ger in der NickelhÃ¼tte S â�¦ als
Betriebsschlosser. Die wÃ¤hrend dieser Zeit bewegten Gewichte Ã¼berstiegen
nicht 20 kg. Bei den TÃ¤tigkeiten im Gelenkwellenwerk M â�¦ (01.04.1981 bis
30.11.1989 Schichtleiter, Schichtmeister; 01.12.1989 bis 31.12.1991 Anlagenfahrer
Ver- und Entsorgung) traten keine nennenswerten Hebe- und Tragearbeiten oder
TÃ¤tigkeiten mit starker Rumpfbeugung auf. Entsprechendes gilt fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit als Hausmeister bei der Evangelischen Kirchengemeinde M â�¦ ab dem
01.01.1992.

WÃ¤hrend die Aufgabe des Hauerberufes gesundheitsbedingt erfolgte â�� wobei
Probleme mit den Fingern und Handgelenken im Vordergrund gestanden haben
dÃ¼rften â�� spielten bei der Abkehr von der TÃ¤tigkeit als Betriebsschlosser
gesundheitliche GrÃ¼nde nur insofern eine Rolle, als es um die Folgen eines
Arbeitsunfalls aus dem Jahre 1978 ging, der von der SÃ¼ddeutschen Metall-BG â��
allerdings ohne rentenberechtigende MdE â�� anerkannt wurde.

Nachdem Frau Dr. B â�¦ vom T â�¦ Landesamt fÃ¼r Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin in einer Stellungnahme vom 17.07.1997 empfohlen hatte, die
Anerkennung einer Berufskrankheit abzulehnen, da der KlÃ¤ger nur fÃ¼r die Dauer
von einem Jahr und acht Monaten exponiert gewesen sei, folgte die Beklagte mit
Bescheid vom 03.11.1997 dieser Argumentation und verneinte bereits die
arbeitstechnischen Voraussetzungen. ErgÃ¤nzend wies sie darauf hin, dass auch die
KausalitÃ¤t fraglich sei, da die Erkrankung bereits praktisch bei Expositionsbeginn
aufgetreten sei; dies spreche fÃ¼r ein anlagebedingtes Leiden. Der Widerspruch
des KlÃ¤gers wurde mit Bescheid vom 10.03.1998 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen; es fehle an der langjÃ¤hrigen Ã�berbelastung. Im Ã�brigen sei
selbst dann keine Berufskrankheit anzuerkennen, wenn in der NickelhÃ¼tte auch
eine Exposition anzuerkennen sei, denn die Krankheit habe bereits vor Beginn
dieser angeschuldigten Exposition vorgelegen.

Die dagegen erhobene Klage hat das SG Chemnitz mit Urteil vom 10.04.2000
abgewiesen. Es ist hinsichtlich der ExpositionseinschÃ¤tzung dem Technischen
Aufsichtsdienst der BBG gefolgt und hat das Ende der schÃ¤digenden TÃ¤tigkeit mit
dem 09.02.1967 angenommen.

Mit der Berufung wendet sich der KlÃ¤ger insgesamt gegen die Verweigerung der
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Anerkennung von Berufskrankheiten, egal welcher Form, und macht
StrahlenschÃ¤den, einen Vibrationsschaden sowie eine chronische Pankreatitis
geltend.

Er beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 10.04.2000 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 03.11.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 10.
03.1998 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, gegen- Ã¼ber dem KlÃ¤ger
eine Berufskrankheit nach Nr. 70 BKVO/DDR anzuerkennen und zu ent- schÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom
10.04.2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat liegen neben den Gerichtsakten beider Instanzen die Verwaltungsakten
der Beklagten vor.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf EntschÃ¤digung seines WirbelsÃ¤ulenleidens
als Berufskrankheit.

Auf den vorliegenden Fall findet â�� durch den Einigungsvertrag vom 31. August
1990 (BGBl. II 889, 1239) in Bundesrecht transformiertes â�� Recht der DDR
Anwendung (Â§ 1150 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 RVO; Anlage II Kapitel
VIII Sachgeb. F Abschnitt III Nr. 6 EV i. V. m. Â§ 23 der Verordnung Ã¼ber die
GewÃ¤hrung und Berechnung von Renten der Sozialpflichtversicherung
[Rentenverordnung] vom 23. November 1979 [GBl. DDR I, 401], zuletzt geÃ¤ndert
durch das RentenÃ¼berleitungsgesetz vom 25. Juli 1991 [BGBl. I, 1606] sowie
Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet I Abschnitt III Nr. 4 und 5 EV i. V. m. Â§ 221 des
Arbeitsgesetzbuchs der DDR vom 16. Juni 1977 [GBl. DDR I, 185], zuletzt geÃ¤ndert
durch Gesetz vom 26. Mai 1994 [GBl. I, 1014], sowie der DDR-Verordnung Ã¼ber
die VerhÃ¼tung, Meldung und Begutachtung von Berufskrankheiten vom 26.
Februar 1981 [GBl. DDR I, 137] mit der 1. DurchfÃ¼hrungsbestimmung zu dieser
Verordnung â�� Liste der Berufskrankheiten â�� vom 21.04.1981 [GBl. DDR I 139]).
Nach Â§ 1150 Abs. 2 RVO, der gem. Â§Â§ 212, 215 Abs. 1 SGB VII weiterhin
Anwendung findet, sind UnfÃ¤lle und Krankheiten, die vor dem 01.01.1992
eingetreten sind, als ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten im Sinne des 3. Buches
der RVO zu entschÃ¤digen, wenn sie nach dem im Beitrittsgebiet geltenden Recht
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten der Sozialversicherung waren. Die
Ausnahmeregelung von Â§ 1150 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 RVO findet hier aufgrund der
Anzeige vom 17.02.1993 (eingegangen am 16.07.1993, also vor dem 31. Dezember
1993) keine Anwendung.
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Nach Â§ 221 AGB DDR stellte eine Berufskrankheit eine Erkrankung dar, die durch
arbeitsbedingte EinflÃ¼sse bei der AusÃ¼bung beruflicher TÃ¤tigkeiten bzw.
Arbeitsaufgaben hervorgerufen wurde und die in der Liste der Berufskrankheiten,
die mit der 1. DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Berufskrankheitenverordnung
(BKVO) am 21.04.1981 bekannt gegeben worden ist, genannt war. Darin waren
unter Nr. 70 als Berufskrankheiten aufgefÃ¼hrt: "VerschleiÃ�krankheiten der
WirbelsÃ¤ule (Bandscheiben, WirbelkÃ¶rperabschlussplatten, WirbelfortsÃ¤tze,
BÃ¤nder, kleine Wirbelgelenke) durch langjÃ¤hrige mechanische Ã�berbelastung".
Unter Nr. 71 waren aufgefÃ¼hrt: "VerschleiÃ�krankheiten von GliedmaÃ�en,
Gelenken einschl. der Zwischengelenkscheiben durch langjÃ¤hrige mechanische
Ã�berbelastungen". FÃ¼r beide Berufskrankheiten wurde als weitere
Anerkennungsvoraussetzung gefordert: "Erhebliche FunktionseinschrÃ¤nkung des
Bewegungsapparates mit Aufgabe der schÃ¤digenden TÃ¤tigkeit", wobei in der
Begutachtungspraxis der DDR als "erheblich" FunktionseinschrÃ¤nkungen bewertet
wurden, die auf einem chronischen Beschwerdebild mit einem
rentenberechtigenden Grad des KÃ¶rperschadens (GdK) von mindestens 20 v. H.
beruhten (Konetzke/Rebohle/Heuchert, Berufskrankheiten, Gesetzliche Grundlagen
zur Meldung, Begutachtung und EntschÃ¤digung, 3. Auflage 1988 S. 111;
Empfehlungen zur Einhaltung und DurchfÃ¼hrung der Begutachtung bei Verdacht
auf berufsbedingte VerschleiÃ�krankheiten der WirbelsÃ¤ule (BK Nr. 70), Konetzke,
Arbeitsmedizininformation 14 (1987 Nr. 7 S. 40 bis 20) in: Schriftenreihe der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeitsmedizin, Sonderschrift 4, S. 285. Voraussetzung fÃ¼r die
Anerkennung der BK 70 bzw. BK 71 waren demnach: 1. Der Nachweis einer
arbeitsbedingten Ã�berbelastung des geschÃ¤digten WirbelsÃ¤ulenabschnitts bzw.
des geschÃ¤digten GliedmaÃ�engelenks (arbeitstechnische Voraussetzung), 2. das
Vorliegen eines Krankheitskomplexes mit erheblicher FunktionseinschrÃ¤nkung im
exponierten WirbelsÃ¤ulenabschnitt bzw. am exponierten GliedmaÃ�engelenk im
Umfang eines KÃ¶rperschadens von mindestens 20 % (medizinische
Voraussetzung), 3. der ursÃ¤chliche Zusammenhang zwischen der Ã�berbelastung
und der VerschleiÃ�krankheit, 4. die krankheitsbedingte Aufgabe der
schÃ¤digenden TÃ¤tigkeit (zusÃ¤tzliche Anerkennungsvoraussetzung).

Das Kriterium der KausalitÃ¤t ist am schwierigsten zu handhaben. Ob die
Volkskrankheit WirbelsÃ¤ulensyndrom tatsÃ¤chlich im Einzelfall auf eine
stattgehabte Ã�berlastung durch kÃ¶rperliche Arbeit zurÃ¼ckgeht, wird sich nur
sehr schwer nachweisen lassen. Vor diesem Hintergrund mag es nahe gelegen
haben, einen Anspruch auf Leistungen aufgrund einer WirbelsÃ¤ulenerkrankung
generell abzulehnen (so LSG Niedersachsen, Urteil vom 05.02.1998 â�� L 6 U
178/97 â�� und SG Landshut, Urteil vom 17.10.1997 â�� S 8 U 224/95). Jedenfalls
ist in rechtlicher Hinsicht die jahrzehntealte Diskussion, ob "degenerative"
WirbelsÃ¤ulenerkrankungen Berufskrankheiten sind, durch die zweite Erweiterung
der Berufskrankheiten-VO auch fÃ¼r das Altbundesgebiet beendet (vgl.
Begutachtung der neuen Berufskrankheiten der WirbelsÃ¤ule, Deutscher
OrthopÃ¤denkongress 17.10.1996, Wiesbaden, Gustav-Fischer-Verlag, 1997). Es
wÃ¤re daher nicht systemgerecht, diese Diskussion Ã¼ber das
KausalitÃ¤tskriterium doch wieder in ihrer vollen Breite in jedem Einzelfall aufleben
zu lassen. Die "juristische" Entscheidung fÃ¼r eine "medizinisch-
naturwissenschaftliche" KausalitÃ¤t kann nur bedeuten, dass es sich hierbei um
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eine normative KausalitÃ¤t handelt. Eine solche normative KausalitÃ¤t ist auch im
Nachhinein fÃ¼r das hier anwendbare Recht der DDR systemgerecht. Bereits durch
die Definition einer Berufskrankheit ist der KausalitÃ¤tsnachweis fÃ¼r den Einzelfall
auf eine andere Ebene verschoben worden. Der Verordnungsgeber, der eine
Krankheit in die Liste der Berufskrankheiten aufnimmt, bejaht dadurch die generelle
Geeignetheit einer bestimmten Belastung, zu dem typischen Schadensbild zu
fÃ¼hren. Auch im Recht der DDR galt, dass ausnahmsweise ("Einzelentscheid")
auch solche Krankheitsbilder als Berufskrankheit anerkannt werden konnten, die
nicht in der Berufskrankheitenliste genannt sind. Wie aber hierfÃ¼r die
BeweisfÃ¼hrung grundsÃ¤tzlich erschwert war (vgl. hierzu auch
Mehrtens/Perlebach, die Berufskrankheiten-Verordnung, M 2108 S. 23), so war sie
auf der anderen Seite fÃ¼r die bereits "verordneten" Berufskrankheiten erleichtert,
auch ohne dass es einer solchen ausdrÃ¼cklichen Regelung wie in Â§ 9 Abs. 3 SGB
VII bedurft hÃ¤tte. Das DDR-Recht kannte in diesem Zusammenhang die
Rechtsfigur der gesetzlichen Vermutung nicht; gleichwohl bedeutet das
KausalitÃ¤tskriterium auch hier, dass nur solche FÃ¤lle ausgeschlossen werden
sollen, bei denen andere Ursachen gewissermaÃ�en mit den HÃ¤nden zu greifen
sind. Mit dieser recht weiten KausalitÃ¤t korrespondiert nun auf der anderen Seite
das restriktive Kriterium der krankheitsbedingten Aufgabe der schÃ¤digenden
TÃ¤tigkeit sowie das Erfordernis der erheblichen FunktionseinschrÃ¤nkung.

Die zusÃ¤tzlichen begrenzenden Kriterien sind schon deswegen von besonderer
Wichtigkeit, weil eine KausalitÃ¤t mit der beruflichen TÃ¤tigkeit â�� gleich welcher
Art â�� kaum jemals in Abrede gestellt werden kann. Bandscheibenbedingte
Erkrankungen der LWS haben eine "multifaktorielle Ã�tiologie" (Merkblatt des BMA
I), sie kÃ¶nnen durch Fehlbelastungen im privaten Bereich, durch typische
Zivilisationsfolgen wie Bewegungs- und Belastungsarmut ebenso hervorgerufen
werden, wie durch starke Belastungen. In einem Fall wie dem vorliegenden, in dem
ein Versicherter gut 18 Jahre lang beruflichen Einwirkungen ausgesetzt war, die
fÃ¼r seine WirbelsÃ¤ule physiologisch ungÃ¼nstig waren, d. h. diese
Ã¼bermÃ¤Ã�ig belasteten, kann nicht davon ausgegangen werden, dass diese
Belastungen Ã¼berhaupt keinen, also auch keinen geringen Beitrag zu spÃ¤ter
auftretenden Degenerationserscheinungen geleistet haben. Eine KausalitÃ¤t im
naturwissenschaftlichen Sinne ist somit gegeben (vgl. hierzu auch Urteil des 2.
Senats vom 30.03.2000 L 2 U 86/98 S. 23 des Entscheidungsumdrucks). Ob die
berufliche Einwirkung auch im Rechtssinne "wesentliche" Ursache ist, lÃ¤sst sich
naturwissenschaftlich nicht klÃ¤ren. Die Abgrenzung zu sog. "anlagebedingten"
Leiden muss schon deshalb immer spekulativ bleiben, weil allgemeine Erkenntnisse
Ã¼ber ein belastungsspezifisches Schadensbild nicht vorliegen (vgl. LSG Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 01.07.1999 â�� L 2 KN 72/96 U â�� Breith 2000, 140) und auf
der anderen Seite "endogene degenerative Prozesse" die berufsbedingten
Verursachungsanteile auch deswegen kaum in den Hintergrund drÃ¤ngen kÃ¶nnen,
weil der Versicherte in dem Gesundheitszustand geschÃ¼tzt ist, in dem er sich bei
Aufnahme einer TÃ¤tigkeit befindet, auch wenn etwa dieser Zustand eine
grÃ¶Ã�ere GefÃ¤hrdung begrÃ¼ndet. Eingebunden sind alle bestehenden
Krankheiten, Anlagen, konstitutionelle oder degenerativ bedingte SchwÃ¤chen und
Krankheitsdispositionen (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 5. Auflage, S. 81).
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Die unter Ziffer 2 und 4 genannten Kriterien (medizinische Voraussetzung und
zusÃ¤tzliche Anerkennungsvoraussetzung) mÃ¼ssen gleichzeitig vorliegen. Dies
ergibt sich aus der Natur der Sache.

Auch bei der Versicherung gegen Arbeitsunfall und Berufskrankheit steht die
Schadensvermeidung im Vordergrund. Arbeit, die mit Sicherheit zu
gesundheitlichen SchÃ¤den fÃ¼hrt, darf es daher nicht geben; Arbeit, von der ein
spezifisches gesundheitliches Risiko fÃ¼r die BeschÃ¤ftigten ausgeht, muÃ�
arbeitsmedizinisch intensiv Ã¼berwacht werden. Bei zeitabhÃ¤ngigen Risiken wie
dem der WirbelsÃ¤ulenbelastung durch unphysiologische Schwerarbeit bedeutet
dies, dass nach einer Exposition von ca. zehn Jahren in der Regel ein
Arbeitsplatzwechsel stattzufinden hat, ggf. frÃ¼her, je nach den zu beobachtenden
Abnutzungserscheinungen, auf jeden Fall aber, bevor eine erhebliche
FunktionseinschrÃ¤nkung eingetreten ist. Nur wenn zum Zeitpunkt des
Arbeitsplatzwechsels bereits ein Grad des KÃ¶rperschadens von 20 vorliegt, ist der
â�� an sich ja zu vermeidende â�� Versicherungsfall (der mit dem Leistungsfall
zusammenfÃ¤llt) eingetreten. Ergibt sich der GdK von 20 erst spÃ¤ter, so bewirkt
das Prinzip der normativen KausalitÃ¤t, dass die PrÃ¼fung, in wie fern dies noch
Fernwirkungen der ehemaligen Schwerarbeit sind, zu unterbleiben hat. Ist der
Versicherungsfall Berufskrankheit eingetreten, sind alle eventuellen spÃ¤teren
Verschlimmerungen mit einbezogen. Hat er sich vermeiden lassen, so kann er nicht
spÃ¤ter durch sukzessive ErgÃ¤nzung der ursprÃ¼nglich fehlenden Kriterien doch
noch verwirklicht werden. Diese GrundsÃ¤tze, die so nur fÃ¼r das Ã¼bergeleitete
Recht der DDR Geltung beanspruchen kÃ¶nnen, haben im Gesetz ihren begriflichen
Niederschlag gefunden.

Â§ 1150 Abs. 2 RVO bestimmt die Anwendung des DDR-Rechts fÃ¼r ArbeitsunfÃ¤lle
und Berufkrankheiten, die vor dem 01.01.1992 eingetreten sind. Es mÃ¼ssen also
alle Tatbestandsmerkmale jedenfalls wenigstens einmal gleichzeitig vorgelegen
haben.

FÃ¼r den KlÃ¤ger ergeben sich folgende Schlussfolgerungen: Ein Versicherungsfall
zum 31.12.1991 scheidet von vornherein schon deswegen aus, da die TÃ¤tigkeit als
Anlagenfahrer nicht wegen der WirbelsÃ¤ulenerkrankung aufgegeben wurde.
Entsprechendes gilt fÃ¼r einen Versicherungsfall am 30.11.1989: Auch der Wechsel
vom Schichtleiter zum Anlagenfahrer erfolgte nicht wegen der
WirbelsÃ¤ulenerkrankung. DarÃ¼ber hinaus waren auch beide TÃ¤tigkeiten, wie
aus der unmissverstÃ¤ndlichen Stellungnahme von Dipl. Ing. Hirsch hervorgeht
keine "schÃ¤digende TÃ¤tigkeit" im Sinne der BKVO-DDR. Vielmehr war die
TÃ¤tigkeit im Gelenkwerk Mosel kÃ¶rperlich nur gering belastend. Hebe- und
Tragearbeiten, oder TÃ¤tigkeiten mit starker Rumpfbeugung erfolgten dort nach der
Stellungnahme des technischen Aufsichtsdienstes der SÃ¼ddeutschen Metall-BG
nicht. Diese Feststellungen erfolgten im Einvernehmen mit Herrn St â�¦, Herrn E â�¦,
Herrn E â�¦, Frau M â�¦, Herrn Sch â�¦ und Herrn H â�¦ aus dem dortigen Betrieb.
Eine entsprechende Ã�berlastung wurde von dem KlÃ¤ger mit der Berufung auch
nicht geltend gemacht, vielmehr wurde darauf hingewiesen, dass er Ã¶fter
kriechend Engstellen von Apparaten habe aufsuchen und in verdrehter
KÃ¶rperhaltung Verstopfungen durch MetallspÃ¤ne beseitigen mÃ¼ssen. Dies sind
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nicht die fÃ¼r die BK 70 BKVO-DDR erforderlichen Ã�berlastungen.

Auch die TÃ¤tigkeit als Betriebsschlosser vom 01.09.1968 bis zum 31.01.1980
erfÃ¼llt diese Voraussetzungen â�� in diesem Fall wÃ¤re die Liste der
Berufskrankheiten vom 18.09.1968 (GBl. II Nr. 102 S. 821) anzuwenden, deren Nr.
22 aber insoweit sachlich den spÃ¤teren BK 70/71 entsprach â�� nicht. Nach den
differenzierten Arbeitsanalysen der Industriegesellschaft St. Egidien mbH i. L. vom
24.11.1993 hatte der KlÃ¤ger als Schlosser bei der Verlegung und Montage von
Rohrleitungen und Armaturen Lasten bis zu 20 kg vor dem KÃ¶rper oder auf der
Schulter bis zu zehn mal pro Schicht zu transportieren. Hierbei kam es zu einem
Rumpfbeugewinkel von 90 Grad und zu Drehwinkeln von 45 Grad; als schÃ¤digende
TÃ¤tigkeit im Sinne der BK 70 BKVO-DDR gilt jedoch im Allgemeinen erst das
wiederholte Anheben und Absetzen von Lasten Ã¼ber 25 kg (vgl. Konetzke, a. a. O.,
Schriftenreihe der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeitsmedizin, Sonderschrift 4, S. 284).
UnabhÃ¤ngig davon wurde auch diese TÃ¤tigkeit nicht wegen der
FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule aufgegeben.

Ein krankheitsbedingter TÃ¤tigkeitswechsel hat â�� wie das Sozialgericht zu Recht
festgestellt hat â�� im Jahre 1964 wegen eines Ã�berlastungsschadens der
Handgelenke stattgefunden. Der Wechsel einer TÃ¤tigkeit wegen eines
WirbelsÃ¤ulenÃ¼berlastungsschadens erfolgte zu keinem Zeitpunkt. Es kann also
dahinstehen, ob die TÃ¤tigkeit bei der NickelhÃ¼tte als NaÃ�entstaubungswÃ¤rter
vom 17.06.1968 bis zum 14.07.1968 mit durchschnittlich einmaligem Transport von
50 kg vor dem KÃ¶rper pro Schicht noch als schÃ¤digende TÃ¤tigkeit im Sinne der
BK 70 BKVO-DDR angesehen werden kann. DarÃ¼ber hinaus wÃ¤re auch dann die
geforderte Expositionszeit von zehn Jahren, die nach dem System des DDR-
Berufskrankheitenrechts als Mindestexpositionszeit zu verstehen ist (vgl. Konetzke
a. a. O.), nicht gegeben.

Die Berufung gegen das klageabweisende Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom
10.04.2000 ist daher unbegrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 10.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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